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JUDIKATUR

Keine Befristung der Rechnungsberichtigung nach § 11 Abs 12 UStG

1. § 11 Abs 12 UStG 1994 knüpft den Wegfall der Steuerschuld aufgrund der Rechnung an die 
tatsächliche Durchführung der Rechnungsberichtigung gegenüber dem Leistungsempfänger 
an und normiert im letzten Satz, dass im Fall der Berichtigung § 16 Abs 1 leg cit sinngemäß 
gilt. Durch den Verweis in § 11 Abs 12 letzter Satz UStG 1994 auf § 16 Abs 1 leg cit ergibt 
sich, dass für den Aussteller der Rechnung die Steuerschuld aufgrund der Rechnung zu dem 
Zeitpunkt (in jenem Voranmeldungszeitraum) wegfällt, in dem die Rechnung berichtigt wird. 
Für den Aussteller der Rechnung wirkt die Rechnungsberichtigung somit ex nunc, dh die 
Steuerschuld des Rechnungsausstellers entfällt durch die spätere Rechnungsberichtigung nicht 
etwa rückwirkend auf den Zeitpunkt der Steuerentstehung. Hingegen ist der Empfänger der 
Rechnung durch § 11 Abs 12 letzter Satz UStG 1994 nicht betroffen. Da mit der Steuerschuld 
kraft Rechnungslegung kein Recht auf Vorsteuerabzug durch den Rechnungsempfänger ein-
hergeht, ist für diesen von vorneherein keine Vorsteuerabzugsberechtigung gegeben.

2. Das UStG 1994 sieht keine Befristung der Rechnungsberichtigung nach § 11 Abs 12 leg cit 
vor. Eine solche ergibt sich – mangels Rückwirkung der Rechnungsberichtigung – auch nicht 
aus den allgemeinen Verjährungsbestimmungen der BAO. Da aufgrund der in § 16 Abs 1 
UStG 1994 ausdrücklich angeordneten ex nunc-Wirkung der Rechnungsberichtigung die ur-
sprüngliche Steuerfestsetzung unberührt bleibt, kann eine Berichtigung auch dann erfolgen, 
wenn für die ursprüngliche Steuerfestsetzung bereits Festsetzungsverjährung eingetreten ist.
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VwGH 15.12.2022, Ro 2019/13/0034
Deskriptoren: Steuerschuld kraft Rechnungslegung, un-
richtiger Steuerausweis, Rechnungsberichtigungen, Ver-
jährung.
Normen: § 11 Abs 12 UStG; § 12 Abs 1 UStG; § 16 
Abs 1 UStG; § 207 BAO.

Kurzdarstellung des Sachverhalts

Eine mitbeteiligte GmbH stellte für in den Jahren 2004 
bis 2013 erbrachte Leistungen 20% USt in Rechnung. Im 
März 2015 wurden die betreffenden Rechnungen inso-
weit berichtigt, als auf das ursprüngliche Entgelt nicht 
mehr der Normalsteuersatz von 20%, sondern der ermä-
ßigte Steuersatz von 10% angewandt wurde. Im Rahmen 
einer abgabenbehördlichen Prüfung wurde die von der 
Mitbeteiligten vorgenommene Umsatzsteuerberichtigung 
nur hinsichtlich der die Jahre 2008 bis 2013 betreffenden 
Rechnungen anerkannt. Hinsichtlich der Rechnungen der 
Jahre 2004 bis 2007 wurde eine steuerwirksame Berich-
tigung demgegenüber mit dem Argument des Eintritts der 
Verjährung der ursprünglichen Abgabenschuld versagt. 
Die Mitbeteiligte erhob dagegen Beschwerde, wobei sie 
sich gegen die zeitliche Befristung der Rechnungsberich-

tigung wandte. Das BFG gab der Mitbeteiligten recht. 
Dagegen richtete sich die Amtsrevision, die zu dem gegen-
ständlichen VwGH-Erkenntnis führte.

Aus den Entscheidungsgründen

„§ 11 Abs. 12 des Bundesgesetzes über die Besteuerung 
der Umsätze (Umsatzsteuergesetzes 1994 – UstG 1994) 
in der Stammfassung, BGBl. Nr. 663/1994, lautet:
‚(12) Hat der Unternehmer in einer Rechnung für eine 
Lieferung oder sonstige Leistung einen Steuerbetrag, den 
er nach diesem Bundesgesetz für den Umsatz nicht schul-
det, gesondert ausgewiesen, so schuldet er diesen Betrag 
auf Grund der Rechnung, wenn er sie nicht gegenüber 
dem Abnehmer der Lieferung oder dem Empfänger der 
sonstigen Leistung entsprechend berichtigt. Im Falle der 
Berichtigung gilt § 16 Abs. 1 sinngemäß.‘
§ 16 Abs. 1 UStG 1994 idF BGBl. Nr. 663/1994 lautet:
‚(1) Hat sich die Bemessungsgrundlage für einen steuer-
pfl ichtigen Umsatz im Sinne des § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 ge-
ändert, so haben
1. der Unternehmer, der diesen Umsatz ausgeführt hat, 

den dafür geschuldeten Steuerbetrag, und
2. der Unternehmer, an den dieser Umsatz ausgeführt 

worden ist, den dafür in Anspruch genommenen Vor-
steuerabzug entsprechend zu berichtigen. Die Berichti-
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gungen sind für den Veranlagungszeitraum vorzuneh-
men, in dem die Änderung des Entgeltes eingetreten ist.‘

Im revisionsgegenständlichen Fall ist unbestritten, dass für 
die Mitbeteiligte aufgrund eines überhöhten Steuerauswei-
ses in Rechnungen der Jahre 2004 bis 2013 eine Steuer-
schuld kraft Rechnungslegung nach § 11 Abs. 12 UStG 1994 
entstanden war und im März 2015 eine Berichtigung dieser 
Rechnungen durch die Mitbeteiligte erfolgt ist, wobei diese 
berichtigten Rechnungen dem Empfänger auch zugeleitet 
wurden. Dass keine Steuerschuld aufgrund der Rechnung 
entstanden war, weil keine Gefährdung des Steueraufkom-
mens vorgelegen hätte (vgl. EuGH 8.12.2022, C-378/21, 
P GmbH), wird in der Revision nicht behauptet und wurde 
auch vom Bundesfi nanzgericht so nicht festgestellt.
Strittig ist allein, ob im Voranmeldungszeitraum März 2015 
eine steuerwirksame Berichtigung der Rechnungen der Jah-
re 2004 bis 2007 erfolgen konnte, obwohl hinsichtlich der 
Umsatzsteuerschuld der Mitbeteiligten für diese Jahre – un-
bestritten – bereits Festsetzungsverjährung eingetreten war.
§ 11 Abs. 12 UStG 1994 knüpft den Wegfall der Steuer-
schuld aufgrund der Rechnung an die tatsächliche Durch-
führung der Rechnungsberichtigung gegenüber dem Leis-
tungsempfänger an und normiert im letzten Satz, dass im 
Fall der Berichtigung § 16 Abs. 1 leg. cit. sinngemäß gilt.
Durch den Verweis in § 11 Abs. 12 letzter Satz UStG 1994 
auf § 16 Abs. 1 leg. cit. ergibt sich, dass für den Aussteller 
der Rechnung die Steuerschuld aufgrund der Rechnung zu 
dem Zeitpunkt (in jenem Voranmeldungszeitraum) weg-
fällt, in dem die Rechnung berichtigt wird (vgl. VwGH 
8.9.2022, Ro 2020/15/0025). Für den Aussteller der Rech-
nung wirkt die Rechnungsberichtigung somit ex nunc, d.h. 
die Steuerschuld des Rechnungsausstellers entfällt durch die 
spätere Rechnungsberichtigung nicht etwa rückwirkend auf 
den Zeitpunkt der Steuerentstehung (vgl. zur insoweit ver-
gleichbaren Regelung des § 14c Abs. 1 iVm § 17 Abs. 1 
dUStG BFH 31.5.2017, V B 5/17; 12.10.2016, XI R 43/14).
Hingegen ist der Empfänger der Rechnung durch § 11 
Abs. 12 letzter Satz UStG 1994 nicht betroffen. Da mit der 
Steuerschuld kraft Rechnungslegung kein Recht auf Vor-

steuerabzug durch den Rechnungsempfänger einhergeht, 
ist für diesen von vorneherein keine Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung gegeben (vgl. nochmals VwGH 8.9.2022, 
Ro 2020/15/0025).
Damit kommt im revisionsgegenständlichen Fall für den 
Rechnungsaussteller eine Korrektur der Umsatzsteuer-
schuld erst im Zeitpunkt der Rechnungsberichtigung, so-
mit im Voranmeldungszeitraum März 2015, in Betracht.
Nach Ansicht des revisionswerbenden Finanzamts könne 
eine solche Rechnungsberichtigung aber nur solange umsatz-
steuerrechtliche Wirkung entfalten, als das Veranlagungs-
jahr, in dem eine solche Rechnung ihren Ursprung bzw. ihre 
Wurzel (Leistungszeitraum) habe, noch nicht verjährt sei.
Dem ist entgegen zu halten, dass das UStG 1994 keine Be-
fristung der Rechnungsberichtigung nach § 11 Abs. 12 leg. 
cit. vorsieht (vgl. Bürgler/Stifter in Berger/Bürgler/
Kanduth-Kristen/Wakounig, UStG-ON3, § 11 Rz 238; 
Ruppe/Achatz, UStG5, § 11 Tz 126; sowie zu § 14c Abs. 1 
dUStG etwa Fleckenstein-Weiland in Reiß/Kraeusel/
Langer, UStG, § 14c Rz 80.1; Leipold in Sölch/Ringleb, 
UStG, § 14c Rn. 120a). Eine solche ergibt sich – mangels 
Rückwirkung der Rechnungsberichtigung – auch nicht aus 
den allgemeinen Verjährungsbestimmungen der BAO.
Da aufgrund der in § 16 Abs. 1 UStG 1994 ausdrücklich 
angeordneten ex nunc-Wirkung der Rechnungsberichti-
gung die ursprüngliche Steuerfestsetzung unberührt 
bleibt, kann eine Berichtigung auch dann erfolgen, wenn 
für die ursprüngliche Steuerfestsetzung bereits Festset-
zungsverjährung eingetreten ist.
Auch liegen im revisionsgegenständlichen Fall keine An-
haltspunkte für die Annahme einer missbräuchlichen Ge-
staltung vor, die allenfalls die Versagung einer steuerwirk-
samen Rechnungsberichtigung rechtfertigen könnten.
Damit hat das Bundesfi nanzgericht im revisionsgegen-
ständlichen Fall zu Recht auch eine steuerwirksame Be-
richtigung der Rechnungen der Jahre 2004 bis 2007 im 
Voranmeldungszeitraum März 2015 anerkannt.
Die Revision war daher gemäß § 42 Abs. 1 VwGG als 
unbegründet abzuweisen“.

Anmerkungen
Von Sebastian Bergmann

Mit dem gegenständlichen Erkenntnis hat der 
VwGH überzeugend klargestellt, dass Rech-
nungsberichtigungen zeitlich selbst dann unlimi-
tiert möglich sind, wenn das Jahr bereits verjährt 
ist, in dem die Steuerschuld in Fällen eines un-
richtigen Steuerausweises gemäß § 11 Abs 12 

UStG entstanden ist. Während betroffene Steuer-
pfl ichtige das Erkenntnis sicherlich sehr begrü-
ßen werden, sind die sich aus diesem ergebenden 
Folgen demgegenüber für den Fiskus unerfreu-
lich und bleibt abzuwarten, ob der Gesetzgeber 
in diesem Zusammenhang tätig werden wird.




